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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein 

(Gemeindeordnung – GO) 

Gesetzentwurf der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Drucksache 17/1291 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung kommunalverfassungsrechtlicher Vorschriften 

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD Drucksache 17/1660 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung kommunalverfassungs- und wahlrechtlicher 

Vorschriften 

Gesetzentwurf der Landesregierung – Drucksache 17/1663 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes, der Gemeinde-

ordnung, der Amtsordnung sowie des Gemeinde- und Kreiswahlgesetzes für Schles-

wig-Holstein 

Gesetzentwurf der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Drucksache 17/1693 

 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
in vorbezeichneter Angelegenheit nehmen wir Stellung zu den vorbezeichneten Gesetzent-

würfen, wobei Grundlage der Stellungnahme der Gesetzentwurf der Landesregierung bildet. 

Soweit es Gelegenheit zur mündlichen Anhörung gibt, könnte selbstverständlich auch um-

fassend auf die weiteren Gesetzentwürfe eingegangen werden. Insoweit ist darauf hinzuwei-

sen, dass die Landesregierung die kommunalen Landesverbände an der Entstehung des 

Gesetzentwurfs beteiligt hat und insoweit eine Reihe von Regelungen Ausdruck einer in Ein-

zelfällen bereits gezeigten Kompromissbereitschaft ist und sich darin der Willen dokumen-

tiert, in größtmöglicher Übereinstimmung mit den kommunalen Landesverbänden das kom-

munale Verfassungsrecht fortzuschreiben.  

 

Gleichwohl ergeben sich nach wie vor eine Reihe von Anregungen und Bedenken in Bezug 

auf den vorgelegten Gesetzentwurf. 

 

Schleswig-Holsteinischer Landtag 

            Umdruck 17/2924
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Im Einzelnen: 

 

 

1. Fraktionsbildung 

 

Der Städteverband fordert eine Neuregelung der Mindestfraktionsstärke in § 32 a GO. 

Sie sollte wie in anderen Bundesländern auch (vgl. z.B. NRW, M-V) in Abhängigkeit zur 

Größe der Gemeindevertretung differenzierte Mindeststärken vorsehen, indem bei-

spielsweise für die kreisfreien Städte zukünftig eine Mindeststärke von 3 Mitgliedern vor-

gesehen wird. Sollte dieser Forderung nicht gefolgt werden, wäre zu erwägen, nach dem 

Vorbild der süddeutschen Bundesländern (Ba-Wü, Bay, Sachs, Thür) die Ausgestaltung 

der Fraktionsmindeststärke der Hauptsatzung oder Geschäftsordnung zu überlassen 

oder die gesetzliche Mindeststärke von 2 Mitgliedern beizubehalten, der Gruppe der 

kreisfreien Städte aber die Möglichkeit einzuräumen durch Hauptsatzung oder Ge-

schäftsordnung eine höhere Mindestzahl festzulegen. 

 

2. Große kreisangehörige Stadt 

 

Die vorgeschlagene Regelung zur Großen kreisangehörigen Stadt wird als nicht ausrei-

chend erachtet. Der Städteverband Schleswig-Holstein verweist insoweit auf das der 

Landesregierung vorliegende Schreiben vom 16.02.2009 und das darin enthaltene Rege-

lungskonzept zur Großen kreisangehörigen Stadt. Die Einwohnergrenze sollte es auch 

anderen Städten als der Stadt Norderstedt ermöglichen, den Status der Großen kreisan-

gehörigen Stadt anzustreben. Insoweit erweist sich die in Gesetzentwurf der SPD veran-

kerte Einwohnergrenze als interessengerecht (vgl. dort den Vorschlag zu § 60a GO). 

 

Mit Blick auf den Aufgabenübertragungsanspruch sollte auch in Betracht gezogen wer-

den keine abschließende Auflistung zu erstellen, sondern auf die in den Landesgesetzen 

zugewiesene Aufgabenträgerschaft für Kreise und kreisfreie Städte zu rekurrieren. In den 

Fällen, in denen die Aufgabenträgerschaft den Kreisen und kreisfreien Städte durch Lan-

desgesetz zugewiesen wird, sollte eine Ermächtigung aufgenommen werden, dass Gro-

ße kreisangehörige Städte auf Antrag, mit entsprechender Anhörung des Kreises, die 

Trägerschaft für Aufgaben der jeweiligen Landesgesetze mit Zustimmung des zuständi-

gen Ministeriums erhalten können. Voraussetzung für die Übernahme dieser Aufgaben 

ist jeweils ein öffentlich-rechtlicher Vertrag für einen sachgerechten Finanzausgleich. 

 

 

3. Mittelbare Wahl der hauptamtlichen Bürgermeister in Städten und Gemeinden 

über 4.000 Einwohner ohne eigene Verwaltung 

 

Es sollte innerhalb des kreisangehörigen Bereichs keine unterschiedlichen Systeme bei 

der Wahl des hauptamtlichen Bürgermeisters vorgesehen werden. Insofern sollte auch 

hier die Direktwahl der hauptamtlichen Bürgermeister ohne eigene Verwaltung erfolgen. 

Die Einstufung (A12/A13) erweist sich in keiner Weise als nicht aufgabengerecht.  
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4. Änderung der Amtsordnung 

 

Die Amtsordnung sollte darauf ausgerichtet werden, dass auch im Stadt-Umland-Bereich 

Kooperationen von Ämtern und zentralen Orten unter vereinfachten Voraussetzungen 

ermöglicht werden (vgl. den Vorschlag des Städteverbandes Schleswig-Holstein zur 

Möglichkeit der Anordnung einer Verwaltungsgemeinschaft zwischen Amt und Zentralem 

Ort oder Möglichkeit zur Bildung von Verwaltungsgemeinschaften von Zentralem Ort und 

einzelnen Gemeinden). Insoweit sollte die Amtsordnung keine Sperrwirkung für Stadt-

Umland-Kooperationen entfalten, sondern die Möglichkeit bieten, die tatsächlichen Ver-

flechtungsbeziehungen auch in den Verwaltungsstrukturen auszubilden. Die Unterstüt-

zungsfunktion muss mit einer im Konnex stehenden finanziellen Ausgleichsregelung zu 

Lasten der um Unterstützung nachsuchenden amtsangehörigen Gemeinden versehen 

werden. 

 

 

5. Wählbarkeit hauptamtlicher Bürgermeister in den Kreistag 

 

Zusätzlich zu den bisher vorgestellten Änderungen der Kommunalverfassung sollten 

auch zukünftig die hauptamtlichen Bürgermeister zum Kreistag wählbar werden (Strei-

chen des § 26a Abs. 1 Nr. 4 KrO). 

 

 
Zu dem Entwurf eines Gesetzes zur Änderung kommunalverfassungs- und wahlrechtlicher 

Vorschriften nimmt der Städteverband Schleswig-Holstein im Einzelnen wie folgt Stellung: 

 

 

I. Zu Artikel 1  Änderung der Amtsordnung für Schleswig-Holstein  

 

§ 1 

Allgemeine Stellung der Ämter 

 

Zu Abs. 2 und 3: 

Das Instrumentarium des Innenministeriums sollte unter Verhältnismäßigkeitsge-

sichtspunkten dahingehend erweitert werden, dass eine Ermächtigungsgrundlage für 

die Anordnung einer Verwaltungsgemeinschaft zwischen Zentralem Ort und Amt 

(Beispiel: Fallkonstellation Plön) geschaffen wird. Durch die Anordnung der Inan-

spruchnahme der Verwaltung eines Zentralen Ortes bleiben die kommunalverfas-

sungsrechtlichen Grundstrukturen der Beteiligten unverändert. Dies erweist sich als 

milderes Mittel gegenüber einer Anordnung einer Einamtung. Folgeänderungen hätte 

dies auch in § 23. Der Städteverband begrüßt, dass das die Landesregierung bereit 

ist, diese Forderung des Städteverbandes Schleswig-Holstein umzusetzen.  
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Das Amt bildet zwar das grundlegende Organisationsprinzip der Verwaltung der eh-

renamtlich verwalteten Gemeinden. Gleichwohl sollte der Gesetzgeber nachvollzie-

hen, dass innerhalb der Freiwilligkeitsphase der Verwaltungsstrukturreform im kreis-

angehörigen Bereich auch eine Vielzahl anderer Organisationslösungen von den 

amtsangehörigen Gemeinden gewählt worden sind. Die Organisationshoheit der Ge-

meinden sollte grundsätzlich auch für die Wahl der Verwaltungsstruktur ausschlagge-

bend sein. Insoweit sollte bei Organisationsentscheidungen in erster Linie der Per-

spektive der Gemeinden der Vorrang eingeräumt werden und erst nachrangig die 

Perspektive des Amtes Berücksichtigung finden. Es sollte ehrenamtlichen Gemein-

den ermöglicht werden, in eigener Zuständigkeit auch über die Inanspruchnahme ei-

ner hauptamtlichen Verwaltung zu entscheiden (VG). Es sollten Gemeinden nicht ge-

gen ihren Willen in ein Amt gezwungen werden. Mindestens gleichrangig zu allge-

meinen Verwaltungsstrukturüberlegungen sollten tatsächliche Verflechtungsbezie-

hungen treten. Eine Zusammenarbeit von Zentralen Ort und Umlandgemeinde im 

Rahmen einer Verwaltungsgemeinschaft kann als förderlich und als Grundlage für die 

im Landesentwicklungsplan angestrebte Verbesserung der Stadt-Umland-

Kooperation angesehen werden. 

 

 

§ 2 

Abgrenzung der Ämter 

 

Die Änderung des § 2 wird begrüßt. Es sollte aber auch in der Begründung heraus-

gestellt werden, dass anzustreben ist, dass die administrativen Räume den tatsäch-

lich existierenden Verflechtungsbeziehungen entsprechen sollten. Dies wird insbe-

sondere zur Bewältigung der Herausforderungen des demographischen Wandels von 

Bedeutung sein. 

 

 

§ 3 

Amt und Gemeinde 

 

a) Allgemeine Anmerkung 

Als Folgeänderung zu der beabsichtigten Möglichkeit, in amtsangehörigen Gemein-

den über 4.000 Einwohnerinnen und Einwohnern die hauptamtliche Funktion eines 

Bürgermeisters zu schaffen, sollte diesen Gemeinden gestattet werden, in der Haupt-

satzung festzulegen, welche Selbstverwaltungsaufgaben sie in eigener Verantwor-

tung durchführen wollen, wobei die Pflicht zur Erfüllung der Aufgaben durch das Amt 

unberührt bleibt. Es hat sich als unbefriedigend herausgestellt, dass vielfach bei der 

Beschlussausführung durch das Amt für die Einwohnerinnen und Einwohner gar nicht 

mehr erkennbar wird, dass die ursprüngliche Beschlussfassung in der Stadt bzw. 

Gemeinde stattgefunden hat. Insoweit wird z.B. im Rahmen der Beschlussausführung 

einer Förderung einer Einrichtung durch eine Gemeinde oder eine Stadt gar nicht 

mehr die Stadt oder Gemeinde als Fördermittelgeber identifiziert, sondern das Amt. 

Gleiches gilt bspw. für Teilnahme an imagebildenden Wettbewerben, in denen im 
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Rahmen der Beschlussausführung jeweils das Amt für die sich bewerbende Stadt 

und Gemeinde nach außen in Erscheinung tritt. Dies ist mit der ursprünglichen Funk-

tion des Amtes als Schreibstube der Gemeinden nicht vereinbar.  

 

Ein Formulierungsvorschlag mit Begründung befindet sich in dem Heft 18 der Schrif-

tenreihe des Städteverbandes Schleswig-Holstein – Verwaltungsstrukturreform im 

kreisangehörigen Bereich – Korrekturbedarf aus Sicht der Zentralen Orte – Juli 2009, 

welches dem Innenministerium vorliegt (Anlage 1). Insoweit sollte gesetzlich geregelt 

werden, inwieweit nach Maßgabe der Beschlussfassung der Gemeinde, die über ei-

nen hauptamtlichen Bürgermeister verfügt, im Verhältnis zum Amt ausgestaltet wird. 

 

Der Erlass der Durchführung der gemeindlichen Selbstverwaltungsaufgaben durch 

das Amt (Runderlass des Innenministers vom 13.02.1991 – IV 330 a – 160.130.2 – 

Amtsblatt Schleswig-Holstein 1991 Seite 103) stammt aus dem Jahre 1991 und ist 

damit zu einer Zeit entstanden, in der die Verwaltung eines größeren zentralen Orts 

innerhalb eines Amtes, ohne dass der Zentrale Ort zugleich die Geschäftsführung 

übernommen hatte, die Ausnahme bildete. Der Erlass ist deshalb komplett neu zu 

überarbeiten mit der Zielrichtung, die Stellung der Bürgermeister der amtsangehöri-

gen Städte und Gemeinden zu stärken (Weisungsrechte der Bürgermeister) und die 

dienende und helfende Funktion der Ämter herauszuarbeiten. Darüber hinaus bedarf 

es eines weiteren Abschnitts über die Stellung eines hauptamtlichen Bürgermeisters 

innerhalb eines Amtes. Im Interesse einer einheitlichen Gesamtlösung sollte ein sol-

cher Erlass bereits jetzt im Zuge des Gesetzgebungsverfahrens mit erarbeitet wer-

den. 

 

 

b) Zum Initiativrecht, Absatz 3 

Das Initiativrecht der Ämter erweist sich mit der grundsätzlich dienenden und helfen-

den Funktion als unvereinbar. In denjenigen Aufgabenfeldern, die nicht übertragen 

werden, sollte das Amt sich auf seine helfende Funktion für die verwaltungstechni-

sche Durchführung beschränken. Es erscheint im Verhältnis Amt – Gemeinde als 

nicht sachgerecht, wenn dem Amt eigene inhaltliche Gestaltungsrechte zur Tages-

ordnung der amtsangehörigen Gemeinden auch gegen deren Willen eingeräumt wer-

den. Das Initiativrecht der Ämter kann dazu führen, dass bspw. ein ehrenamtlicher 

Bürgermeister nach Willensbildung in der eigenen Gemeindevertretung im Amtsaus-

schuss gegen einen Beschluss des Amtsausschusses stimmt, die Angelegenheit 

dann aber vom Amt erneut auf die Tagesordnung mit eigener Beschlussempfehlung 

gegen den Willen des Bürgermeisters und Vorsitzenden der Gemeindevertretung ge-

setzt werden kann. Dies sollte ausgeschlossen werden. Vertretbar erscheint es allen-

falls, dass das Amt in den Konstellationen des § 3 Abs. 3 das Recht erhält, einen 

Punkt auf die Tagesordnung zu setzen, die Willensbildung der Gemeindevertretung 

sollte hingegen unbeeinflusst von der Beschlussempfehlung eines Amtsausschusses 

erfolgen. 
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c) Unterstützungsfunktion 

Mit der Unterstützungsfunktion (Abs. 4)  muss eine finanzielle Ausgleichregelung kor-

respondieren, die den Mehrbelastungsausgleich nach dem Prinzip „wer bestellt, be-

zahlt“ regelt. Es muss ausgeschlossen sein, dass diejenigen Gemeinden, die von der 

Unterstützungsfunktion nicht profitieren gegen ihren Willen über die Amtsumlage 

durch Beschluss des Amtsausschusses mit zur Finanzierung der Unterstützungsfunk-

tion herangezogen werden. 

 

 

§ 4 

Gesetzliche Aufgaben der Ämter 

 

Keine Anregungen oder Bedenken seitens des Städteverbandes Schleswig-Holstein. 

 

 

§ 5 

Übertragene Aufgaben 

 

Der Städteverband Schleswig-Holstein hat sich intensiv mit der Zukunft der Amtsord-

nung und den kommunalen Handlungsalternativen nach dem Urteil des Landesver-

fassungsgerichts auseinandergesetzt und eine Darstellung der sich bietenden Hand-

lungsalternativen dem Innenministerium übersandt (vgl. Schreiben vom 07.09.2010, 

Anlage 2). Die Landesregierung verfolgt das Ziel, eine Lösung innerhalb des beste-

henden Systems zu suchen und hat - auch in Anbetracht der zeitlichen Umsetzungs-

vorstellungen – Handlungsalternativen, die sich außerhalb der geltenden Amtsord-

nung bewegen, aus dem Prozess ausgeklammert. 

 

Unter dieser Prämisse erweist sich die vorgeschlagene Kompromisslösung innerhalb 

des Systems der Amtsordnung als vertretbar und versucht den Realitäten der Praxis 

gerecht zu werden. Der Städteverband räumt mit dem Blick auf die Zukunft dem Ge-

sichtspunkt der Rechtssicherheit den größtmöglichen Stellenwert ein. Die Rechtsän-

derungen sollten nach Möglichkeit keine Anknüpfungspunkte bieten, erneut verfas-

sungsrechtliche Zweifel hinsichtlich der Verfassungsmäßigkeit, insbesondere im Hin-

blick auf die hinreichende demokratische Legitimation, zu wecken.  

 

Insofern sollte im Hinblick auf die Kompromisslösung unter dem Primat der Rechtssi-

cherheit insbesondere der Frage der Parallelität von amtsinterner Aufgabenübertra-

gungsmöglichkeit und amtsinternen Zweckverbänden vor dem Hintergrund der Per-

spektive der Gemeinde (Recht und Pflicht zur Selbstverwaltung) besondere Bedeu-

tung zugemessen werden. Es sollte nicht die Stärkung der Ämter, sondern die Stär-

kung der Gemeinden im Vordergrund des Regelungsziels stehen. Mit Blick auf die in 

der Rechtswissenschaft einsetzende Diskussion über Grenzen und Reichweiten der 

Aufgabenübertragung im Selbstverwaltungsbereich sollte sichergestellt werden, dass 

eine Gemeinde ihrem Auftrag aus § 2 Abs. 1 GO dauerhaft gerecht wird. Nur auf die-
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se Weise wird die kommunale Selbstverwaltung auf Dauer ihre Funktion als Wiege 

der Demokratie gerecht werden können, indem die gewählten Volksvertreter die Ent-

scheidungen in den öffentlichen Aufgaben in eigener Verantwortung treffen.  

 

 

§ 9 

Zusammensetzung des Amtsausschusses 

 

Mit Blick auf § 9 ist festzustellen, dass einer lang erhobenen Forderung des Städte-

verbandes Schleswig-Holstein Rechnung getragen wird, in dem das Stimmenverhält-

nis im Amtsausschuss angepasst wird. Der Vorschlag unterscheidet sich zu dem im 

Verwaltungsstrukturreformprozess bereits enthaltenen Formulierungsvorschlag der 

Landesregierung (Landtags-Drucksache 16/1003, Seite 15, 16) dadurch, dass anstel-

le je angefangener 100 Einwohnerinnen und Einwohner die Gemeinden nunmehr je 

angefangene 250 Einwohnerinnen und Einwohner eine Stimme erhalten sollen. Inso-

weit bleibt der Gesetzentwurf an dieser Stelle hinter dem ursprünglich diskutierten 

Gesetzentwurf zurück. Der Städteverband Schleswig-Holstein spricht sich dafür aus, 

zu der ursprünglich schon einmal als sachgerecht erkannten Formulierung zurückzu-

kehren und den Gemeinden je angefangene 100 Einwohnerinnen und Einwohner ei-

ne Stimme zuzubilligen und begrüßt es, dass die Landesregierung bereit ist, diese 

Forderung im Gesetzgebungsverfahren aufzugreifen.  

 

 

§ 10 

Aufgaben und Arbeitsweise des Amtsausschusses 

 

Zum Öffentlichkeitsprinzip vgl. Anmerkungen zu bei § 35 GO. 

 

Zukünftig werden weiterhin Selbstverwaltungsangelegenheiten im Falle der Übertra-

gung Gegenstand der Beratung im Amtsausschuss sein. Darüber hinaus können Or-

ganisationsfragen sowie fiskalische Entscheidungen des Amtes direkte Auswirkungen 

auf die Verwaltung bzw. Finanzausstattung der amtsangehörigen Gemeinden haben, 

da die gesamte Aufgabendurchführung dem Amt obliegt. Bei größeren amtsangehö-

rigen Gemeinden kann nicht sichergestellt werden, dass jede Fraktion im Amtsaus-

schuss vertreten ist. Dies gilt insbesondere mit Blick auf die verringerte Anzahl der 

Mitglieder des Amtsausschusses. Da alle Gemeindevertreter verpflichtet sind, Ver-

schwiegenheit zu bewahren, sollte von einer Rechtsänderung abgesehen werden. 

 

Zu den weiteren Änderungen der Amtsordnung hat der Städteverband Schleswig-

Holstein keine grundlegenden Anregungen oder Bedenken vorzutragen.  
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II. Zu Artikel 2  Änderung der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein  

 

§ 15 

Verfahren 

 

Keine Anregungen oder Bedenken aus Sicht des Städteverbandes Schleswig-

Holstein. 

 

 

§§ 16 a bis 16 e (Unterrichtung der Einwohnerinnen und Einwohner/ Einwoh-

nerversammlung/ Einwohnerfragestunde, Anhörung/ Hilfe bei Verwaltungsan-

gelegenheiten/ Anregungen und Beschwerden) 

 

Die Ersetzung der §§ 16 a bis 16 e durch einen neuen § 16 a, der die Vorschriften 

komprimiert zusammenfasst, begegnet zwar keinen grundsätzlichen Bedenken. Die 

Einführung einer Generalklausel für die vorgenannten Bürgerbeteiligungen ein-

schließlich des (früher rechtlich umstrittenen) Rechtsinstituts der Einwohnerfrage-

stunde § 16 c GO und der Anhörung würde dem Selbstverwaltungsrecht der Ge-

meinden entsprechen. In Bezug auf das Regelungsziel der Deregulierung erweist 

sich die Neuregelung indessen als fragwürdig. 

 

Mit der Novelle der Gemeindeordnung von 23.03.1990 sind die §§ 16 a ff. umfassend 

überarbeitet und ergänzt worden. Ob das seinerzeit verfolgte Ziel einer Stärkung des 

bürgerschaftlichen Engagements in der Kommunalpolitik ohne Schwächung der re-

präsentativen Verantwortlichkeit erreicht worden ist, bleibt fraglich, auch vor dem Hin-

tergrund des Vertretens von Patikularinteressen ohne Rücksicht auf die ganzheitliche 

Entwicklung einer Gemeinde. Rechtspolitisch ist indessen zu hinterfragen, ob und in-

wieweit die bisherige Rechtslage zu Auslegungsschwierigkeiten in der täglichen 

Kommunalpraxis geführt hat. Entsprechende Anmerkungen aus den Mitgliedsstädten 

liegen bisher nicht vor. Es sollte der Kommunalverfassung – wie der Begriff Verfas-

sung bereits vorgibt - eine gewisse Kontinuität beigemessen werden und eine Ände-

rung nur dann angestrebt werden, wenn aus der täglichen Anwendungspraxis der 

Änderungsbedarf nachvollziehbar abgeleitet werden kann.  

 

Der Verzicht auf landeseinheitliche gesetzliche Verfahrensvorgaben und die Be-

schränkung auf gesetzliche Rahmenregelungen hätten zur Folge, dass binnen Jah-

resfrist nach Inkrafttreten der GO-Novelle (vgl. Art. 13 Ziff. 4) Verfahrensdetails durch 

örtliche Satzung zu regeln sind. Die Zusammenfassung der Vorschriften mit der Fol-

ge, dass bisher gesetzlich geregelte Sachverhalte in einer Vielzahl von Gemeinden in 

einer neu zu erstellenden Satzung geregelt werden müssen führt nicht zwangsläufig 

zu einer Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung durch Vorschriftenabbau. Das 

Regelungsziel der „Entrümpelung“ wird im Rahmen einer umfassenden Gesetzesfol-

genabschätzung nicht erreicht. Vielmehr wird neue Bürokratie aufgebaut. Mangels 

hinreichender Ressourcen in den Kommunalaufsichten steht zu befürchten, dass eine 
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umfassende Beratungsleistung hinsichtlich der rechtlichen Ausgestaltung des Orts-

rechts auch nicht immer sichergestellt werden kann. 

 

 

§ 16 f 

Einwohnerantrag 

 

In Bezug auf § 16 b ergibt sich die Fragestellung, warum Entscheidungen über die 

Zulässigkeit, die eine rechtliche Bewertung enthält, von der Kommunalaufsichtsbe-

hörde auf die Gemeindevertretung verlagert werden muss. Die Gemeindevertretung 

ist ihrerseits die Handlungsverpflichtete der Norm ist, weshalb die Zulässigkeitsent-

scheidung nicht durch das Kollegialgremium Gemeindevertretung erfolgen sollte; vgl. 

i.Ü. Anmerkung zu § 16a-§ 16e GO. 

 

 

§ 16 g 

Bürgerentscheid, Bürgerbegehren 

 

Keine Anregungen oder Bedenken aus Sicht des Städteverbandes Schleswig-

Holstein. 

 

 

§ 26 

Ehrenbürgerrecht 

 

Die Streichung des § 26 GO erweist sich als begründungsbedürftig. Durch die gesetz-

liche Formulierung für die Verleihung von Ehrenbürgerrechten und Ehrenbezeichnun-

gen wird der Stellenwert ehrenamtlicher Tätigkeit besonders herausgehoben. In einer 

Zeit in der Landtag aktuell über Initiativen zur Stärkung des Ehrenamtes diskutiert, 

wäre es das falsche Signal, diese Vorschrift zu streichen, zumal die Voraussetzungen 

entsprechende Auszeichnungen zu verleihen dann erneut in jeder einzelnen Ge-

meinde durch Satzung zu regeln wären. Darüber hinaus verschafft die Ermächti-

gungsgrundlage in der Gemeindeordnung Rechtsklarheit und Rechtssicherheit für die 

Frage der grundsätzlichen Befugnis der Gemeinden, Ehrenbürgerrechte zu verleihen 

zu dürfen. 

 

 

§ 28 

Vorbehaltene Aufgaben 

 

Vgl. Anmerkungen bei § 47 d, e GO 

 

Die Formulierung erweist sich als zu offen. Gemeint sind offensichtlich die Grundsät-

ze des Verfahrens der Meinungsbildung (Beteiligungsrechte usw.). Die Regelung wä-

re zu präzisieren, weil anderen falls die Abgrenzung „wichtige Angelegenheit“ zum 

„Geschäft laufender Verwaltung“ mit Blick auf den Tatbestand zu erheblichen prakti-
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schen Problemen führt. Unstreitig sind Gemeinden auch ohne entsprechende gesetz-

liche Regelungen berechtigt, Beiräte für gesellschaftlich relevante Gruppen zu bilden 

und im Rahmen ihrer Organisationshoheit befugt, interne Strukturen und Abläufe 

selbst zu regeln. Soweit Beiräte auch künftig eine Rechtstellung erhalten sollen, so 

wie sie aktuell in § 47 e GO mit Sachantrags-, Teilnahme- und Rederechten verankert 

ist, bedarf es weiterhin einer entsprechenden gesetzlichen Regelung und Ermächti-

gung. 

 

 

§ 32 a 

Fraktionen 

 

Der in § 32 a Abs. 1 GO enthaltene „Fraktionszwang“ im wörtlichen Sinne, nämlich 

der zwangsweisen Mitgliedschaft in einer bestimmten Fraktion, begegnet durchgrei-

fenden verfassungsrechtlichen Bedenken mit Blick auf das freie Mandat des Gemein-

devertreters. Es ist gerade auf gemeindlicher Ebene gut vorstellbar, dass eine auf 

Bundes- und Landespolitik ausgerichtete Parteimitgliedschaft nicht zwingend mit par-

teipolitischer Solidarität vor Ort einhergeht. Vor diesem Hintergrund erweist sich die 

Regelung unter Berücksichtigung der Rechtsprechung des OVG Schleswig vom 

26.02.2003 (-2 L 49/02 -) als überarbeitungsbedürftig.  

 

In dem Zusammenhang einer Überarbeitung der Regelung sollte klargestellt werden, 

dass die Bildung mehrerer Fraktionen derselben Partei ausgeschlossen ist. Insoweit 

ist es nicht Aufgabe der Stadtvertretung, innerparteilichen Auseinandersetzungen ein 

angemessenes Forum zu verschaffen, vielmehr liegt dem Gedanken der Fraktionsbil-

dung gerade das Bemühen um Bündelung der Argumente innerhalb einer politischen 

Strömung zugrunde. Funktionaler Zweck des Fraktionswesens ist die Erleichterung 

der Arbeitsfähigkeit des Plenums und seiner Ausschüsse. Daneben sollen die Frakti-

onen aber auch Orientierung für den Wähler vermitteln. Beides wird durch das Zulas-

sen mehrerer Fraktionen derselben Partei erschwert. Ferner ist bei dem Zulassen von 

mehreren Fraktionen einer Partei die Gefahr des Missbrauchs von Gestaltungs- und 

Finanzierungsrechten zu beachten. 

 

Soweit es die Mindeststärke anbetrifft, muss diese Diskussion vor dem Hintergrund 

der Fraktionsrechte (Einfluss auf das Wahlverfahren, § 33 Abs. 2, § 46 Abs. 1 GO 

Wahlvorschläge für den hauptamtlichen Bürgermeister, Wahlvorschläge für die Stadt-

räte, Antragsrecht zur Tagesordnung) geführt werden. Ein Blick in die Regelungssys-

teme anderer Bundesländer ergibt, dass in Niedersachsen, Schleswig-Holstein, 

Rheinland-Pfalz und dem Saarland jeweils eine Mindeststärke von 2 vorgeschrieben 

wird. In Hessen besteht die Regelung, dass es zwar eine gesetzliche Mindeststärke 

von 2 gibt, im Übrigen jedoch die Geschäftsordnung abweichende Regelungen treffen 

kann. In Mecklenburg-Vorpommern ist eine Mindeststärke von 2 Vertretern vorgese-

hen, ab 25 Stadtvertreter 3 und ab 37 Stadtvertreter 4. In Brandenburg gibt es die 

Regelung, dass es eine Mindeststärke von 2, ab 32 Stadtvertretern aber 3 gibt. Sach-

sen-Anhalt legt die Mindeststärke auf 2, ab 50 Stadtvertreter auf 3 fest. Baden-
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Württemberg, Bayern, Sachsen und Thüringen verzichten auf eine gesetzliche Min-

deststärke. 

 

Legt man die verschiedenen Regelungssysteme zugrunde, so sollte auch vor dem 

Hintergrund von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit in Schleswig-Holstein ein Modell 

eingeführt werden, dass bei Beibehaltung der Mindeststärke von 2 Fraktionsmitglie-

dern entweder ab einer bestimmten Größenordnung die Mindeststärke angemessen 

erhöht oder es der Geschäftsordnung überlässt. Schlüssig erscheint eine gesetzliche 

Regelung, die sich an das Vorbild in Mecklenburg-Vorpommern anlehnt.  

 

In diesem Zusammenhang steht auch die Rechtsprechung des Verfassungsgerichts 

des Landes Brandenburg (VfGBbg 45/09) einer Regelung nicht grundsätzlich entge-

gen. Vielmehr wären die Grundsätze bei der Ausgestaltung der Regelung zu berück-

sichtigen und im Lichte der gesamten hierzu ergangenen Rechtsprechung zu würdi-

gen. Zu verweisen ist insoweit auf den Beschluss des Oberverwaltungsgerichts für 

das Land Nordrhein-Westfalen vom 01.08.2006 (15 A 2611/06) in dem eindeutig for-

muliert wird, dass 

 

„an der Verfassungsmäßigkeit der Regelung des § 56 Abs. 1 Satz 2 der Ge-

meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW), wonach bei ei-

nem Rat mit - wie hier - mehr als 57 Mitgliedern eine Fraktion aus mindestens 

drei Personen bestehen muss, (…), keine Zweifel (bestehen).“ 

 

In den Beschlussgründen heißt es darüber hinaus:  

 

„Der Wegfall der Sperrklausel für die Kommunalwahl hat zur Folge, dass 

Gruppierungen kleiner bis kleinster Stärke leichter im Rat vertreten sein kön-

nen. Daraus folgt, dass es im Interesse der Funktionsfähigkeit der Ratsarbeit 

nunmehr sogar eher gerechtfertigt sein kann, Minderheitenrechte wie hier das 

Initiativrecht und das damit einhergehende Recht der Begründung der Initiati-

ve auf Gruppierungen mit einer Stärke von mehr als zwei Personen zu be-

schränken. Denn das Recht einer Gruppierung, nach den Grundsätzen der 

Wahlgleichheit entsprechend dem Wahlergebnis im Rat vertreten zu sein, 

deckt sich nicht mit einem Recht, bereits mit einer Stärke von zwei Personen 

Fraktionsrechte genießen zu dürfen. Fraktionen dienen einer effektiven Rats-

arbeit, indem sie die unterschiedlichen Meinungen der in der Fraktion zusam-

mengeschlossenen Mitglieder auf mehrheitlich für richtig befundene Stand-

punkte zusammenführen.“  

 

Vor diesem Hintergrund wäre eine gesetzliche Heraufsetzung der Fraktionsmindest-

stärke in den kreisfreien Städten auf 3 verfassungsrechtlich unbedenklich. 

 

Für den Fall der durch Gesetz übertragenen Befugnis, das Nähere über die Bildung 

einer Fraktion, die Fraktionsstärke, ihre Rechte und Pflichten innerhalb der Gemein-

devertretung in der Geschäftsordnung zu regeln, ist anerkannt, dass den Gemeinden 

als kommunalem Vertretungsorgan auf Grund ihrer Geschäftsordnungsautonomie ein 
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weiter Ermessensspielraum zusteht, der ihr eine Entscheidung darüber ermöglicht, zu 

ihrer Selbstorganisation und zur Gewährleistung eines ordnungsgemäßen und effek-

tiven Geschäftsgangs und damit im Interesse ihrer Funktionsfähigkeit eine Frakti-

onsmindestgröße festzulegen. Insoweit verweist der VGH Kassel in einem Urteil vom 

03.05.2007 (8 N 2474/06) ausdrücklich darauf, dass   

 

„Fraktionen dem Zweck dienen, durch eine kollektive Vorbereitung der Wil-

lensbildung in Gruppen politisch Gleichgesinnter den Meinungs- und Ent-

scheidungsprozess zu fördern und durch diesen Bündelungseffekt die Arbeit 

der Gemeindevertretung zu straffen und zu konzentrieren. Die Bildung von 

Kleinstfraktionen könnte diesem Zweck der Fraktionsbildung aber gerade zu-

widerlaufen und die Arbeit der Gemeindevertretung erschweren (vgl. BVerwG, 

Beschluss vom 31. Mai 1979 - 7 B 77.78 -, NJW 1980, S. 304 = juris Rdnr. 5; 

OVG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 18. Dezember 1990 - 7 A 11036/90 -, NVwZ-

RR 1991, S. 506 ff. = juris Rdnr. 20; Bayer. VGH, Urteil vom 16. Februar 2000 

- 4 N 98.1341 -, NVwZ-RR 2000, S. 811 ff. = juris Rdnr. 27).“ 

 

 

§ 33 

Vorsitz 

 

Der Wechsel der Berechnungsmethode für den Verhältnisausgleich anstelle des bis-

herigen Höchstzahlenverfahrens nach d’Hondt auf das Auszählungsverfahren nach 

Saint-Laguë/Schepers führt zu einem nicht unerheblichen Mehraufwand in den Ver-

waltungen. Das bisherige Verfahren nach d’Hondt hat in die Verwaltungspraxis Ein-

gang gefunden und stellt sich als eingeübtes Verfahren dar. 

 

 

§ 35 

Öffentlichkeit der Sitzungen 

 

Die Neuregelung begegnet insoweit Bedenken, als das es Sachverhalte gibt, die 

grundsätzlich nicht öffentlich zu beraten sind (Zuschlagsverfahren im Vergabeverfah-

ren, Angelegenheiten, die das Sozialgeheimnis, das Steuergeheimnis oder Betriebs- 

und Geschäftsgeheimnisse berühren, Personalangelegenheiten). Eine typisierende 

Betrachtungsweise hat sich in der Vergangenheit bewährt. Für die Sitzungen der 

Gemeindevertretung galt bereits in der Vergangenheit, dass diese grundsätzlich öf-

fentlich sein müssen. Die Neuregelung des Verwaltungsverfahrens erweist sich als 

verwaltungsaufwändig und nicht praxisgerecht. Aus der Praxis wird die Beibehaltung 

von typisiert nichtöffentlich zu beratenden Gegenständen aus Gründen des Daten- 

und Geheimnisschutzes als unabdingbar angesehen. Eine Zuordnung von vertraulich 

zu behandelnden Angelegenheiten zum nichtöffentlichen Sitzungsteil erst durch die 

Herbeiführung einer Beschlussfassung in der Gemeindevertretersitzung ist nicht ge-

eignet, den zu schützenden Belangen Dritter effizient Rechnung zu tragen.  
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Zwar gilt gemäß 32 Abs. 3 GO die Verschwiegenheitspflicht für alle Gemeindevertre-

ter. Nach § 21 Abs. 2 GO gilt die Verschwiegenheitspflicht indessen nicht für Mittei-

lungen im dienstlichen Verkehr oder über Tatsachen, die offenkundig sind oder ihrer 

Bedeutung nach keine Geheimhaltung bedürfen. In der bisherigen Praxis war für all-

gemein im nichtöffentlichen Teil zu behandelnde Tagesordnungspunkte für die Ge-

meindevertreter ersichtlich, dass die Verschwiegenheitspflicht strikt einzuhalten ist. 

Nach der Entwurfsregelung obliegt nach dem Versenden der Vorlagen zu den Ta-

gesordnungspunkten es der Einschätzung des Gemeindevertreters, ob die aus der 

Vorlage ersichtlichen Tatsachen der Bedeutung nach der Geheimhaltung bedürfen. 

Die Feststellung, dass überwiegende Belange des öffentlichen Wohls oder berechtig-

te Interessen Einzelner es (rechtlich) erfordern, dass Geheimhaltung zu wahren und 

die Öffentlichkeit auszuschließen ist, erfolgt erst durch Beschluss in der Sitzung der 

Vertretung bzw. des Ausschusses. Die Effektivität wäre Daten- und Geheimnisschut-

zes dann nur noch eingeschränkt gewährleistet. Hinzu kommen haftungsrechtliche 

und strafrechtliche Fragestellungen bei unbefugter Bekanntgabe. 

 

Überdies würde der Sitzungsablauf durch eine Vielzahl von Verfahrensabstimmungen 

überfrachtet.  

 

Sollte im Gesetzgebungsverfahren an der Entwurfsregelung festhalten werden, müss-

te zumindest ermöglicht werden, bei der Aufstellung der Tagesordnung eine Gliede-

rung in öffentlich und nichtöffentlich zu behandelnde Tagesordnungspunkte durch 

den Vorsitzenden der Gemeindevertretung vorzunehmen und durch Verfahrensbe-

schluss den nichtöffentlichen Teil der Sitzung für mehrere Tagesordnungspunkte der 

Sitzung festzustellen. 

 

 

§ 40 

Wahlen durch die Gemeindevertretung 

 

Keine Anregungen oder Bedenken aus Sicht des Städteverbandes Schleswig-

Holstein. 

 

 

§ 40 a 

Abberufung durch die Gemeindevertretung 

 

Keine Anregungen oder Bedenken aus Sicht des Städteverbandes Schleswig-

Holstein. 

 
 

§ 45 

Aufgaben und Einrichtung der Ausschüsse 

 

Keine Anregungen oder Bedenken aus Sicht des Städteverbandes Schleswig-

Holstein. 
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§ 46 

Mitglieder und Geschäftsordnung der Ausschüsse 

 

Vgl. Erläuterungen zu § 35 GO. 

Die beabsichtigte Beschränkung des Verlangens auf Neubesetzung aller Wahlstellen 

eines Ausschusses auf den Fall, dass sich in Folge von einer Änderung der Zusam-

mensetzung der Gemeindevertretung das Stärkeverhältnis in den Ausschüssen ge-

ändert hat, ist im Hinblick auf die praktische Relevanz der bisherigen Fassung des 

Abs. 10 Satz 1 zu begrüßen. Die in Abs. 10 Satz 2 nunmehr vorgesehene Möglichkeit 

der Abberufung ist unseres Erachtens bereits durch § 40 a Abs. 1 GO geregelt. Der 

neue Satz 2 hätte deshalb allenfalls deklaratorische Bedeutung 

 

 

§ 47 b 

Ortsteilverfassung 

 

Keine Anregungen oder Bedenken aus Sicht des Städteverbandes Schleswig-

Holstein. 

 
 

§ 47 d 

Sonstige Beiräte 

 

Die Regelungen stehen in einem gewissen Widerspruch zu dem auch in der Kommu-

nalverfassung geltenden Prinzip der repräsentativen Demokratie. Die Interessen aller 

Bevölkerungsgruppen werden von durch die wahlberechtigte Bevölkerung gewählten 

und so demokratisch legitimierten Gemeindevertreter wahrgenommen. Die Bildung 

von Beiräten durch Satzung nach den §§ 47 d, e verschafft einer bestimmten gesell-

schaftlichen Gruppierung in der Gemeinde eine Sonderstellung, die gerechterweise 

zu gleichen Regelungen für andere gesellschaftlich relevante Gruppierungen führen 

müsste, wenn diese ebenfalls entsprechende Forderungen erheben. Eine solche 

Entwicklung ist problematisch, da sie dem Grundsatz widerspricht, dass die Mei-

nungs- und Willensbildung der Gemeindevertretung und der Ausschussmitglieder 

nicht von Partikularinteressen beeinflusst werden soll, sondern sich am Gemeinwohl 

der Gemeinde orientieren muss. Hinzu kommt, dass eine weitere Zersplitterung der 

Gesellschaft in Partikularinteressen vermieden werden sollte. Die freiwillige Einrich-

tung von Beiräten wird durch den Wegfall der Neuregelung nicht berührt. 

 

 

§ 47 f 

Beteiligung von Kindern und Jugendlichen 

 

Keine Anregungen oder Bedenken aus Sicht des Städteverbandes Schleswig-

Holstein. 
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§ 48 

Ehrenamtlich und hauptamtlich verwaltete Gemeinden 

 

a) Einführung von hauptamtlichen Bürgermeistern in Städten ohne eigene 

Verwaltung  

Der Vorschlag entspricht einer Forderung des Städteverbandes Schleswig-Holstein 

und wird daher grundsätzlich begrüßt.  

 

b) Mittelbare Wahl von hauptamtlichen Bürgermeistern ohne eigene Verwal-

tung 

Die mittelbare Wahl führt systematisch zu unterschiedlichen Wahlen von hauptamtli-

chen Bürgermeistern im kreisangehörigen Bereich. Die Unterscheidung ist sachlich 

nicht gerechtfertigt. Von der mittelbaren Wahl sollte absehen werden. 

 

 

c) Besoldung von hauptamtlichen Bürgermeistern ohne eigene Verwaltung 

 

Die in Art. 11 geregelte Neufassung der Kommunalbesoldungsordnung die das Bür-

germeisteramt der Besoldungsgruppe A 12/13 zuordnet wird in diesem Zusammen-

hang abgelehnt.  

 

· Die vorgeschlagenen Regelungen spiegeln aus unserer Sicht eine gewisse Un-

kenntnis der kommunalen Praxis wider. Schon heute ist es in hauptamtlich ver-

walteten Städten und Gemeinden teilweise schwierig, sachkundige, kompetente 

und engagierte Kandidatinnen und Kandidaten für das Bürgermeisteramt zu ge-

winnen. Schon bei den heutigen Regelungen ist für viele kommunale Praktiker 

nicht nachvollziehbar, aufgrund welcher fundierten Erkenntnisse die Besoldungs-

eingruppierungen ohne Berücksichtigung von Zentralitätseinstufungen und andere 

Gegebenheiten vor Ort, vorgenommen werden. In anderen Bundesländern sind 

die Besoldungseinstufungen bei gleichen Einwohnerklassen teilweise deutlich hö-

her als in Schleswig-Holstein.  

 

In Baden-Württemberg werden aufgrund der aktuellen Novellierung der Kommu-

nalbesoldungsvorschriften seit dem 01.11.2011 hauptamtliche Bürgermeister in 

Gemeinden bis zu 5 000 Ew. in die Besoldungsgruppe  A 15 / A 16 und in Ge-

meinden bis zu 10 000 Ew. in die Besoldungsgruppe  A 16 / B 2 eingestuft. 

 

In Bayern sieht § 1 der BayKomBesV bspw. folgende Einstufung vor: 

 

von 3001 
bis zu 5000 
Einwohnern A 14/A 15 
von 5001 
bis zu 10000 
Einwohnern A 15/A 16 
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In Hessen wir nach § 2 HKomBesV folgende Einstufung vorgenommen: 

 

Bei einer Größenordnung in Besoldungsgruppe 
bis zu 2 000 Einwohnern 

bis zu 10 000 Einwohnern 

 

A 15 

A 16 

 
 

In Rheinland-Pfalz wird gemäß § 2 Abs. 1 der Landesverordnung über die Besol-

dung und Dienstaufwandsentschädigung der hauptamtlichen kommunalen Wahl-

beamten auf Zeit (Kommunal-Besoldungsverordnung – LKomBesVO) das Amt 

des Bürgermeisters in die Besoldungsgruppe A 14 oder A15 bei einer Einwohner-

zahl bis zu 10.000 zugeordnet. 

 

Vor diesem Hintergrund erweist sich die Absenkung auch im bundesvergleich als 

unvertretbar.  

 

Mit der geplanten Änderung würde es noch schwerer, Personen für das haupt-

amtliche Bürgermeisteramt zu gewinnen, die den nötigen Gestaltungswillen für 

die jeweilige Stadt oder Gemeinde haben. Der mit der Gesetzesänderung ange-

strebte Gesetzeszweck, wieder über eine hauptamtliche Bürgermeisterfunktion für 

eine Gemeinde verfügen zu können, wird aufgrund der Ausgestaltung der Bedin-

gungen konterkariert. 

 

· Für die Absenkung der Besoldung für die Bürgermeister nach § 48 Abs. 2 GO 

fehlt in dem VO – Entwurf eine durchgreifende Begründung. Zwar haben die Bür-

germeister nach § 48 Abs. 1 Satz 3 nicht die Aufgabe der Verwaltungsführung – 

wenn mit der Ausnahme nicht auch die Beibehaltung der Verwaltung verbunden 

ist - und sind auch hinsichtlich der Weisungsaufgaben durch § 4 Abs. 1 AO ent-

lastet.  

 

Das Aufgabenprofil eines Bürgermeisters folgt indessen nicht einem vorgegebe-

nen Stellenprofil. Selbst ohne eigene Kernverwaltung sind sie Dienstvorgesetzte 

einer verbleibenden Mitarbeiterzahl in den Einrichtungen, die diejenigen in der 

Kernverwaltung oftmals übersteigt. Sie tragen die volle Verantwortung für die Inf-

rastruktur und Entwicklung der Kommune, die je nach zentralörtlicher Einstufung 

und touristischer oder sonst wirtschaftlicher Bedeutung der Gemeinde größer sein 

kann als diejenige vieler Gemeinden mit eigener Verwaltung.  

 

Die Bürgermeister nach § 48 Abs. 2 GO tragen wie alle anderen hauptamtlichen 

Bürgermeister so wichtige Aufgaben wie die Repräsentation (§ 10 GO), die Be-

anstandungspflicht gegenüber der Gemeindevertretung (§ 43 GO), die Vorberei-

tung der Gemeindevertretung (§§ 50, 55 Abs. 1 GO), Eilentscheidungen (§§ 50 
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Abs. 3, 55 Abs. 4 GO), Dienstvorgesetzter der Mitarbeiter (§§ 50 Abs. 4, 55 Abs. 

1 GO), gesetzliche Vertretung der Gemeinde (§§ 51, 56 GO), all dies mit der ent-

sprechend hohen Belastung und Verantwortung einer Stadt oder Gemeinde mit 

zentralörtlicher Funktion und mehreren 1000 Einwohnern. 

 

Daher besteht kein Anlass und Grund, für die Besoldung von Bürgermeisterinnen 

und Bürgermeistern nach § 48 Abs. 2 GO eine Sonderregelung für die Besoldung 

zu schaffen.  

 

· Die vorgeschlagene Regelung in § 5 der Kommunalbesoldungsverordnung stellt 

aus unserer Sicht eine Art Bestrafungsaktion für solche Kommunen dar, die die 

Amtsfreiheit aufgegeben haben, da nur so die Gründung des Amtes überhaupt 

möglich war. Schon im Juli 2006 war z. B. klar, dass die Stadt Niebüll dem Amt 

Südtondern nur beitritt, wenn für Niebüll die Hauptamtlichkeit erhalten bleibt. In 

der weiteren Konsequenz hat man diesen Weg auch nur deshalb unterstützt, weil 

die Besoldung der Bürgermeisterfunktion auf Augenhöhe mit dem Amtsdirektor 

erfolgte.  

 

· Die im Entwurf vorgeschlagene Besoldungsstruktur setzt eine erhebliche Diskre-

panz zwischen der Besoldung des Amtsdirektors und dieses hauptamtlichen Bür-

germeisters und ordnet den hauptamtlichen Bürgermeister sogar unterhalb des 

Leitenden Verwaltungsbeamten ein. Dies erschwert im erhöhten Maße die Kom-

munikation und Zusammenarbeit der Städte und Gemeinden in einem solchen 

Amt und wird weder an Erfordernissen der Direktwahl noch den Aufgaben gerecht 

(s.o.). Wir möchten an dieser Stelle nur daran erinnern, dass nicht zuletzt auch 

der Leiter der Kommunalabteilung im Innenministerium von der Besoldung her 

bewusst auf Augenhöhe mit der Besoldung von Landräten und Oberbürgermeis-

tern der kreisfreien Städte gesetzt worden ist. Es stellt sich deshalb hier die Fra-

ge, warum dieses Prinzip nicht im gleichen Maße für die kommunale Ebene an-

gewandt wird. 

 

· In der praktischen Umsetzung lässt sich am Beispiel der amtsangehörigen Städte 

belegen, dass weder der mit dem Amt eines hauptamtlichen Bürgermeisters ver-

bundene Zeitaufwand, noch der Aufgabenbereich einer solchen Stadt sich mit der 

Amtsangehörigkeit wesentlich verändert hat. Der hauptamtliche Bürgermeister der 

Stadt Niebüll bspw. arbeitet nach wie vor 50 - 60 Wochenstunden, von Montag bis 

Sonntag tagsüber und drei bis viermal die Woche bis mindestens 22:00 Uhr. Der 

Aufgabenbereich des hauptamtlichen Bürgermeisters ist im Großen und Ganzen 

unverändert geblieben. Formal sind nun weniger Mitarbeiter zu führen, die Ver-

antwortung und Anforderungen haben sich angesichts der Größe und Aufgaben-

stellung formal jedoch nicht verändert. Die Aufgaben beziehen sich z. B. auf Mit-

arbeiter der Kernverwaltung, in Regiebetrieben, in Schulen, Einrichtungen und 

gemeindlichen Gesellschaften, was die Bandbreite der Aufgaben darstellt.  
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· Für die Bürgerinnen und Bürger ist der hauptamtliche Bürgermeister nach wie vor 

Hauptansprechpartner wie zuvor. Der hauptamtliche Bürgermeister ist mit dem 

Wechsel zur neuen Verwaltungsstruktur nach wie vor die Netzstelle und das Bin-

deglied zwischen Stadtvertretung, Ausschüssen und Amtsverwaltung. Diese Tä-

tigkeit hat im Gegensatz zur früheren Tätigkeit an Intensität und Komplexität eher 

zugenommen. Vergleichbares lässt sich z. B. auch für das Amt des Bürgermeis-

ters in St. Peter-Ording sagen, einer der bundesweit bedeutendsten Tourismus-

standorte überhaupt. 

 

· Selbst wenn die These zuträfe, dass sich gemessen an dem Status quo ein weni-

ger an Verantwortlichkeit bezogen auf die Aufgaben ergibt (bspw. gesetzlicher 

Übergang der Aufgaben zur Erfüllung nach Weisung auf das Amt), so rechtfertigt 

dies nicht die Absenkung der Besoldung. Denn der hauptamtliche Bürgermeister 

oder die hauptamtliche Bürgermeisterin einer Stadt oder Gemeinde hat einen ho-

hen Gestaltungsspielraum bei der Ausübung seiner Tätigkeit. Als Impulsgeber 

und Motor für die Entwicklung einer Stadt oder Gemeinde kommt es weniger auf 

die Zahl der nachgeordneten Mitarbeiter, als vielmehr auf die Funktion für die 

Stadt an. Schließlich ist zu bedenken, dass ggf. frei werdende Kapazitäten der 

formalen Mitarbeiterführung unter dem Gesichtspunkt der Wirtschaftlichkeit für 

andere Aufgaben (z. B. strategische Stadtentwicklung, Stadtmarketing, Investiti-

onsprojekte, Infrastrukturentwicklung usw.) gewinnbringend genutzt werden kön-

nen. 

 

 

§ 54 

Gemeindeversammlung 

 

Keine Anregungen oder Bedenken aus Sicht des Städteverbandes Schleswig-

Holstein. 

 

 

§ 57 a 

Zeitpunkt der Wahl, Stellenausschreibung 

 

Mit der Änderung entfällt auch die Pflicht der Gemeinde zur Vorstellung der Kandida-

ten in einer öffentlichen Versammlung. Angesichts des regelmäßig hohen Interesses 

an solchen Veranstaltungen, tragen die Veranstaltungen auch zur Aktivierung der 

Bürgerinnen und Bürger und damit zur Wahlbeteiligung bei.   
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§ 60a GO 

Große kreisangehörige Städte  

 

Für den Bereich der „Großen kreisangehörigen Stadt“ bekräftigt der Städteverband 

Schleswig-Holstein seine bisherigen Vorschläge für eine Regelung. Insbesondere die 

Einwohnergrenze sollte abgesenkt werden. 

 

Wir halten es für sach- und interessengerecht, auf den Gutachtenergebnissen und die 

vorliegenden Vorschläge aufzubauen. Das von der Landesregierung vorgelegte Re-

gelungskonzept des Gesetzentwurfs wird abgelehnt, weil es weder aufgabenbezoge-

ne noch finanzwirtschaftliche Anreize für die Erlangung des Status Große kreisange-

hörige Stadt setzt. Der Städteverband Schleswig-Holstein plädiert dafür  

 

a) den Vorschlag des Städteverbandes Schleswig-Holstein 

b) die Gutachtenergebnisse von Prof. Dr. Ewer, 

sowie  

c) die Regelungssysteme anderer Bundesländer  

 

als Vorbild für eine Regelung in Schleswig-Holstein nehmen. 

 

Aus Sicht der kreisfreien Städte erweist sich das verbleibende Aufgabenspektrum aus 

§ 60 a Abs. 2 und 3 GO als viel zu eng begrenzt. Hinzu kommt, dass finanzwirtschaft-

lich dauerhaft keine Anreize gesetzt werden, die Kreisfreiheit unter den Bedingungen 

des Gesetzentwurfs aufzugeben. Das Innenministerium wendet sich unseres Erach-

tens ohne Not und vor allen Dingen ohne gute und plausible Begründung von den 

Strukturmerkmalen der Regelungen anderer Bundesländer und dem Vorschlag des 

Städteverbandes sowie dem Gutachtenergebnis ab.  

 

Auszug aus dem Gutachten Prof. Dr. Ewer, S. 254 ff. 

 

„Begrüßenswert ist im Hinblick auf die Verbindung des Status der Großen 

kreisangehörigen Stadt mit der Aufgabenverteilung zwischen Stadt und Kreis 

schließlich, dass das Modell des Schleswig-Holsteinischen Städteverbandes 

ausdrücklich einen Katalog von Aufgaben enthält, deren Erfüllung in jedem 

Fall beim Kreis verbleibt, sofern das Gesetz nichts anderes bestimmt. Unab-

hängig davon, ob im Rahmen der weiteren politischen Beratungen der Ge-

setzgeber sich entschließt, einen solchen Katalog noch zu verändern, schafft 

eine solche Norm Rechtsklarheit. Auch wenn sich entsprechende Bestimmun-

gen so im Landesrecht der übrigen Bundesländer nicht finden, ist anzuerken-

nen, dass es gute Gründe gibt, bestimmte Aufgaben in der Zuständigkeit des 

Kreises zu belassen, da diese für das gesamte Kreisgebiets aus übergeordne-

ten Gründen, insbesondere Gesundheits- und Sicherheitsaspekten, in einer 

Hand liegen müssen. Um im Falle einer akuten Bedrohungslage keine zeit-

aufwändigen Abstimmungen zwischen den Großen kreisangehörigen Städten 
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und dem Kreis notwendig zu machen, ist daher insbesondere anzuerkennen, 

wenn die besonders sicherheitsrelevanten Aufgaben allein beim Kreis verblei-

ben, wie  

● die Zivilverteidigung, der Katastrophenschutz und das Rettungswesen,  

● das Veterinärwesen, einschließlich der Tierseuchenbekämpfung  

oder  

● die Gesundheitsaufsicht.  

Allerdings ist zu beachten, dass der Katalog der in jedem Fall beim Kreis zu 

belassenden Aufgaben eng zu begrenzen ist, da ansonsten die positiven Ef-

fekte der Verleihung des Status einer Großen kreisangehörigen Stadt auf die 

Bürgernähe der Verwaltung und die Stärkung der kommunalen Selbstverwal-

tung durch Aufgabenzuwachs und Aufgabenerhalt gerade für im Rahmen ei-

ner Gebietsreform einzukreisende Städte nicht erreicht werden könnten. Dies 

ist aber, wie dargestellt, gerade notwendig, um die Einführung Großer kreis-

angehöriger Städte in Schleswig-Holstein im Rahmen der Erforderlichkeit der 

Einkreisung bisher kreisfreier Städte beachten zu können.“ 

 

Bei einer gesetzlichen Regelung des Status Große kreisangehörige Stadt sollte der 

Großen kreisangehörigen Stadt auch ein umfangreicher Aufgabenbestand (d.h. über 

den Bereich des Naturschutzrechts hinausgehende Aufgaben) mit einem Aufgaben-

übertragungsanspruch zugewiesen werden.  

 

Der Gesetzentwurf fordert, dass die wirtschaftliche und professionelle Erledigung der 

Aufgaben durch die Große kreisangehörige Stadt sichergestellt ist (§ 60a Abs. 2). 

Diese Darlegungslast erweist sich zum einen als überflüssig zum anderen als sys-

temfremd. Die Kriterien für die Bestimmung des Verwaltungsträgers sind im Landes-

verwaltungsgesetz (§ 22 LVwG) geregelt.  

 

Die Festlegung der Einwohnergrenze von 50.000 erweist sich aus Sicht des Städte-

bundes aus strukturellen Gründen als nicht interessengerecht, weil einzig die Stadt 

Norderstedt z. Zt. die Voraussetzungen erfüllt. Bereits eine Einwohnergrenze von 

40.000 Ew. würde sicherstellen, dass eine Stadt für den Status große kreisangehöri-

ge Stadt doppelt so viele Einwohner aufweisen muss als eine Mittelstadt, für die das 

Organisationsprinzip des § 22 LVwG gilt. Vor diesem Hintergrund hält der Städtebund 

Schleswig-Holstein ein deutliches Absenken der Einwohnergrenze für geboten. 

 

Neben einer verlässlichen Regelung über den Aufgabenbestand bedarf es einer ver-

lässlichen Finanzausstattung für einen gesetzlich zugewiesenen Aufgabenbestand. 

Insoweit sei auf die Ausführungen in dem Gutachten von Prof. Dr. Ewer verwiesen. 

Dort heißt es u.a. auf Seite 240: 

 

„Ein Vorgehen,  

● das die Großen kreisangehörigen Städte sowohl am allgemeinen kommuna-

len Finanzausgleich wie jede andere kreisangehörige Gemeinde teilhaben 

lässt,  

und  
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● das ihnen aber zusätzlich Ausgleichszahlungen zuweist, die aus der spezifi-

schen Mehrbelastung durch die Erfüllung der Kreisaufgaben resultieren,  

dürfte dieser besonderen Pflichtenstellung der Großen kreisangehörigen Städ-

te sehr weitgehend gerecht werden.“ 

 

Der Städteverband hat in seinem Konzept insoweit vorgeschlagen § 12 FAG um ei-

nen Absatz zu ergänzen: 

 

„(X) Von den Schlüsselzuweisungen des Kreises erhalten die großen kreisan-

gehörigen Städte des jeweiligen Kreises einen Anteil, der eine ordnungsge-

mäße Wahrnehmung der übertragenen Aufgaben sicherstellt und der in Ab-

stimmung von Kreis und großer kreisangehöriger Stadt ermittelt wird. Der In-

nenminister setzt den von der Schlüsselzuweisung jährlich abzuziehenden Be-

trag für einen Zeitraum von vier Jahren abschließend fest.“ 

 

Prof. Dr. Ewer schlägt vor:  

 

Aus diesem Grunde empfiehlt es sich daher zusammenfassend, dem Saar-

ländischen Modell im Wesentlichen zu folgen und mithin  

● die zusätzliche finanzielle Ausstattung der zu bildenden Großen kreisange-

hörigen Städte durch eine Norm zu regeln, die ihnen je nach Einwohnerzahl 

einen bestimmten Betrag zuweist,  

● für diesen Betrag einen in § 7 Abs. 1 FAG SH festzulegenden Anteil an der 

Finanzausgleichsmasse bereitzustellen  

und  

● die jährliche Anpassung des den Großen kreisangehörigen Städten zusätz-

lich zuzuweisenden Betrages anhand tatsächlicher Umstände zu bestimmen, 

etwa der zur Erfüllung der bei anderen Gemeinden vom Kreis erledigten Auf-

gaben notwendigen zusätzlichen Personalstellen, und diese Anpassung ledig-

lich bezüglich der Stellgröße, nicht aber mit einem absoluten Betrag gesetzlich 

festzuschreiben.“ 

 

Das Modell der Landesregierung erweist sich demgegenüber als ungeeignet, weil ein 

gesetzlicher Anspruch auf einen angemessenen Kostenausgleich nicht ausdrücklich 

normiert wird. Die Regelung, über ein Gutachterverfahren den Kostenausgleich zu 

ermitteln, erweist sich überdies in der Praxis als unzweckmäßig. 

 

Ein Anspruch der Kreise auf Rückübertragung von Aufgaben wird abgelehnt. Eine 

solche Regelungssystematik ist dem Verwaltungsorganisationsrecht fremd. Die Fest-

stellung der tatbestandlichen Voraussetzungen für einen Rückübertragungsanspruch 

lassen sich in der Verwaltungspraxis ohne ein vom Gesetzgeber festgelegtes Verfah-

ren nicht feststellen. Es fehlt die gesetzliche Festlegung der Ermittlung der Aufgaben-

kosten zum Zeitpunkt der Aufgabenübertragung sowie die Berücksichtigung des 

Aufgabentwicklungsrisikos und die Einbeziehung von qualitativen Merkmalen (z.B. 

Leistungsbündelung). Der Rückübertragungsanspruch (§ 60a Abs. 5) erweist sich 
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deshalb weder als interessengerecht noch als durchführbar. Die Zuordnung von Auf-

gaben auf die Träger der öffentlichen Verwaltung obliegt dem Gesetzgeber. 

 

Gesamtbewertung: 

Der Städteverband Schleswig-Holstein begrüßt die Zielrichtung des Gesetzentwurfs 

und ist gerne bereit, an der gesetzgeberischen Umsetzung konstruktiv mitzuwirken. 

Für den Bereich der Großen kreisangehörigen Stadt erweist es sich aus Sicht des 

Städteverbandes als unbedingt notwendig, dass  

 

a) eine umfangreiche gesetzliche Aufgabenzuweisung 

b) eine verlässliche Finanzierung aus dem Finanzausgleichgesetz 

und  

c) eine mögliche Teilhabe mehrerer Städte aus dem kreisangehörigen 

Raum. 

 

 

§ 61 

Wahl, Rechtsstellung und Abwahl der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters 

 

Diese Regelung erweist sich als nicht zwingend notwendig. 

 

 

§ 62 

Stellvertretung der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters 

 

Diese Regelung erweist sich als nicht zwingend notwendig. 

 

 

§ 75 

Allgemeine Haushaltsgrundsätze 

 

Keine Anregungen oder Bedenken aus Sicht des Städteverbandes Schleswig-

Holstein. 

 

 

§ 76 

Grundsätze der Finanzmittelbeschaffung 

 

Die Begründung sollte eine Definition für die unbestimmten Rechtsbegriffe „vertret-

bar“ und „geboten“ enthalten, damit die klarstellende Änderung inhaltlich präzisiert 

wird. 

 

Es wird begrüßt, dass die Landesregierung auch die Annahme und Einwerbung von 

Spenden regeln und bei der Ausgestaltung der Regelung die Bedenken der kommu-

nalen Landesverbände zur Ausgestaltung des Verfahrens berücksichtigen will. Not-

wendig ist ein praxisgerechtes Verfahren, dass es ermöglicht, dass die Veraltung er-
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mächtigt, Spenden zu jedem Zeitpunkt entgegen zu nehmen, ohne dass sich in un-

mittelbarem zeitlichen Zusammenhang eine Befassungspflicht der Gemeindevertre-

tung aktualisiert. 

 

 

§ 89 

Erwerb und Verwaltung von Vermögen 

 

Keine Anregungen oder Bedenken aus Sicht des Städteverbandes Schleswig-

Holstein. Die Regelung dient zur Umsetzung eines Urteils des VG Schleswigs. 

 

 

§ 95 b 

Nachtragssatzung 

 

Der Städteverband Schleswig-Holstein begrüßt die Änderungen. 

 

 

§ 95 o 

Gesamtabschluss 

 

Der Städteverband Schleswig-Holstein begrüßt die Änderungen. 

 

 

§ 101 

Wirtschaftliche Unternehmen 

 

Die Änderung wird abgelehnt. Das kommunale Selbstverwaltungsrecht sollte im 

Rahmen der Organisationshoheit respektiert werden. Sollte es einen Rechtsform-

missbrauch geben, kann die Kommunalaufsichtsbehörde aufsichtsrechtlich einschrei-

ten. Der Städteverband Schleswig-Holstein kann nicht erkennen, dass es sich um ein 

flächendeckendes Phänomen handelt, sondern allenfalls um Einzelfälle, für die eine 

gesetzliche Regelung nicht notwendig ist. Vielmehr sind die weit überwiegende An-

zahl der Kommunen in Schleswig-Holstein zurückhaltend mit den erweiterten Mög-

lichkeiten des Kommunalwirtschaftsrechts umgegangen. Gleiches gilt für die Betäti-

gung im Ausland. Es sollten keine Einzelfälle, die ggf. mit den Mitteln der Kommunal-

aufsicht gelöst werden können, zum Anlass genommen werden, die generell-

abstrakte Regelung, die sich grundsätzlich bewährt hat, in Frage zu stellen.  

 

Insgesamt ist festzustellen, dass insoweit die Gemeindeordnung nicht von dem Ziel 

der Deregulierung („Entrümpelung“) getragen ist, sondern neue und zusätzliche Tat-

bestände und Pflichten geregelt werden sollen. 

 

(Die gemeindewirtschaftlichen Regelungen sollten im Übrigen hinsichtlich der Zu-

stimmungs-/ Genehmigungsvorbehalte vereinheitlicht werden. So heißt es an der ei-

nen Stelle „vorherige Zustimmung“ an der anderen „vorherige Genehmigung“, wobei 
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mit dem Blick in das Zivilrecht der Begriff der „vorherigen Genehmigung“ sich als 

rechtssystematisch verfehlt erweist (vgl. etwa § 184 BGB)).  
 

 

§ 102 

Beteiligung an Gesellschaften 

 

Keine Anregungen oder Bedenken aus Sicht des Städteverbandes Schleswig-

Holstein. 

 

 

§ 104 

Vertretung der Gemeinde in Gesellschaften 

 

Keine Anregungen oder Bedenken aus Sicht des Städteverbandes Schleswig-

Holstein. 

 

 

§ 108 

Anzeige 

 

Die Änderung wird abgelehnt. Die bestehenden gesetzlichen Regelungen sind aus-

reichend. Es ist nicht erkennbar, dass gegenüber dem Status quo eine Verbesserung 

erreicht wird. 

 

 

§ 133 

Einwohnerzahl 

 

Keine Anregungen oder Bedenken aus Sicht des Städteverbandes Schleswig-

Holstein 

 

 

Zu Artikel 4 - Änderungen des Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit 

 

 

§ 2 

Aufgaben und Verbandsmitglieder 

 

Bei der Öffnung für amtsinterne Zweckverbände muss die Fragestellung der demo-

kratischen Legitimation in besondere Weise berücksichtigt werden. Das gilt insbe-

sondere dann, wenn zusätzlich amtsinterne Aufgabenübertragungen in Selbstverwal-

tungsangelegenheiten zugelassen werden. Die Perspektive der abgebenden Ge-

meinde ist dabei mit einzubeziehen, insbesondere vor dem Hintergrund, dass die 

Vertreter in der Zweckverbandsversammlung in Teilen über ein freies Mandat verfü-
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gen und somit nicht an die Weisungen der Gemeindevertretung gebunden werden 

können. 

 

 

Zu Artikel 5 � Änderung des Gemeinde- und Kreiswahlgesetzes 

 

§ 8 

Anzahl der Vertreterinnen und Vertreter 

 

Die geplante Absenkung der Anzahl der Vertreterinnen und Vertreter steht im Span-

nungsfeld zu der immer weiter zunehmenden Komplexität und Ausdifferenzierung 

kommunaler Aufgabenwahrnehmung, die ein arbeitsteiliges Vorgehen innerhalb Frak-

tionen erfordert. Die gesetzliche Begründung, einen nennenswerten Einsparungsef-

fekt erzielen zu wollen, ist grundsätzlich zwar nachvollziehbar, es fehlt hingegen an 

einem schlüssigen Nachweis, dass die bisherigen Demokratiekosten unangemessen 

hoch waren. Im Ergebnis kann sich eine maßvolle Absenkung der Anzahl der Vertre-

terinnen und Vertreter als vertretbar erweisen, die jedoch im Lichte der Aufgaben-

wahrnehmung der besonderen Bedeutung der kommunalen Selbstverwaltung als 

Wiege der Demokratie verhältnismäßig sein muss. In diesem Zusammenhang ver-

weist der Städteverband auf die fehlende Zeit zur umfassenden Willensbildung, da 

diese Frage naturgemäß eine umfangreiche Befassung des Ehrenamtes erfordert.  

 

 

§ 51 

Wahlvorschläge 

 

Das Wahlvorschlagsrecht sollte weiterhin an die Fraktionen gekoppelt werden. 

 

Zu Artikel 9 � Änderung des Kommunalabgabengesetzes 

 

§ 10 KAG 

 

Die Änderung § 10 Abs. 3 einen vierten Satz hinzuzufügen wird vor dem Hintergrund 

der Rechtsprechung des OVG Schleswigs vom 12.05.2011 (2 KN 2/10) ausdrücklich 

begrüßt. 

 

 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Jochen von Allwörden 
Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
 
 
 
Hinweis: Die Anlage 1 kann im Ausschussbüro - Zimmer 138 - 

eingesehen werden














































